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Rechtsanwältin
Nicola Lotz

von der Kanzlei Lotz
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Prozessrecht. Um einen
Schadenersatzanspruch gegen seinen
Vermieter zu begründen, kann ein Mieter
auch Tatsachen vortragen, die er nur vom
Hörensagen kennt. Die Angabe näherer
Einzelheiten ist nicht erforderlich.

BGH, Beschluss vom 27. April 2022,
Az. XII ZR 37/21

Hörensagen kann im Prozess
als Beweis reichen
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DER FALL

Ein Mieter von Laden- und Lagerräumen
klagt auf Schadenersatz gegen seine Ver-
mieterin. In demLager desModegeschäfts
des Klägers kam es im Januar undDezem-
ber 2010 insgesamt dreimal zu Wasser-
schäden, wobei die gelagerten Textilien
durchnässt und beschädigt wurden. Für
die Verletzung von Eigentum und Vermö-

gen des Mieters durch Sachmängel des
Mietobjekts, die bei Abschluss des Miet-
vertrags vorhanden oder angelegt waren,
soll die Vermieterin laut dem Mietvertrag
nur haften, wenn sie ein Verschulden
trifft. Oder wenn sie den Mangel nach
Kenntniserlangung nicht sofort beseitigt
und dem Mieter so ein Schaden entsteht.
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DIE FOLGEN

Die Parteien haben die Garantiehaftung
im Mietvertrag wirksam ausgeschlossen.
Der Mieter stützt seinen Anspruch aber
darauf, dass dieWassereinbrüche auf eine
mangelhafte Entwässerungskonstruktion
zurückzuführen sind, die bei Vertrags-
schluss vorhanden war. Die Vermieterin
habe diese, obwohl sie seit Januar 2010
von der Mangelhaftigkeit wusste, nicht
ausgetauscht, sondern eine Notreparatur
durchgeführt, weshalb es zum erneuten
Wassereinbruch gekommen sei. Das
Berufungsgericht lehnte denAnspruch ab:
Der klagende Mieter habe nur ins Blaue
hinein behauptet, der Handwerker habe
die Vermieterin im Januar darauf hinge-
wiesen, dass die Konstruktion erneuert
werden müsse. Eine Korrespondenz zwi-

schen Handwerker und Vermieterin
konnte er nicht vorlegen. Er bot nur Zeu-
genbeweis durch den Handwerker und
seine Angestellte an: Der Handwerker
habe ihr gesagt, dass der Schaden im
Dezember nicht eingetreten wäre, wenn
die Entwässerungsanlage umgebaut wor-
den wäre. Der BGH ließ den Fall zur Revi-
sion zu: Die Behauptung desMieters, dass
die Vermieterin den Schaden trotz Kennt-
nis nicht habe beseitigen lassen, war aus-
reichend substantiiert mit entsprechen-
den Anhaltspunkten vorgetragen. An die
Substantiierungsvoraussetzungen dürften
keine hohen Anforderungen gelegt wer-
den, da Parteien häufig Tatsachen
behaupten müssen, die sie nicht genau
wissen, aber für wahrscheinlich halten.
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WAS IST ZU TUN?

Viele Parteien haben Beweisnot, wenn sie
die Verhandlungen mit Handwerkern
nicht selbst führen, sondern nur vom
Hörensagen Informationen beziehen.Wie
der vorliegende Fall zeigt, lohnt es sich,
auch solche Tatsachen vorzutragen. Den
Beweis kann man in der Form anbieten,
dass man mitteilt, von wem man die

beweiserheblichen Tatsachen gehört hat.
Die Angabe näherer Einzelheiten, die den
Zeitpunkt und den Vorgang bestimmter
Ereignisse betreffen, ist laut dem BGH
nicht erforderlich, wenn sie für die
Rechtsfolgen nicht von Bedeutung
sind. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Vorschriften, die
keine zeitliche Grenze für die Erhebung von
Erschließungsbeiträgen nach Eintritt der
Vorteilslage enthalten, sind
verfassungswidrig.

BVerfG, Beschluss vom 3. November 2021,
Az. 1 BvL 1/19

Erschließungsbeiträge dürfen nicht
unbegrenzt erhoben werden
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DER FALL

Der Kläger wandte sich gegen die Erhe-
bung von Erschließungsbeiträgen nach
§§ 127 ff. BauGB. Sie wurden ihm als
Grundstückseigentümer für die Herstel-
lung einer an seine Grundstücke heran-
reichende Straße auferlegt. Er hielt die
Beitragserhebung über 20 Jahre nach
Inbetriebnahme der Straße für verfas-
sungswidrig. Hintergrund der zeitlichen
Verzögerung war, dass das Erschließungs-
beitragsrecht zwar an die Vorteilslage
anknüpft, die durch die Erschließung ent-
standen ist. Der Beitragsanspruch aber

entsteht gemäß § 133 Abs. 2 Satz 1 BauGB
erst mit der endgültigen Herstellung einer
Erschließungsanlage im Rechtssinne. Im
vorliegenden Fall war hierfür die Wid-
mung als öffentliche Straße erforderlich,
und diese erfolgte erst Jahre nach der Fer-
tigstellung. Die Vorschrift des rheinland-
pfälzischen Kommunalabgabengesetzes
sah keine absolute zeitlicheGrenze für das
Erheben von Erschließungsbeiträgen vor.
Das Bundesverwaltungsgericht legte die
Sache dem Bundesverfassungsgericht zur
Entscheidung vor.
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DIE FOLGEN

DasBVerfGhält dieRegelungendes rhein-
land-pfälzischen Landesrechts für unver-
einbar mit dem Rechtsstaatsprinzip. In
einer Grundsatzentscheidung aus dem
Jahr 2013 hatte es aus dem Gebot der
Rechtssicherheit bereits Anforderungen
an die zeitliche Begrenzung der Erhebung
von Kommunalabgaben abgeleitet. Jetzt
stellt das BVerfG klar, dass sich das Gebot
der Belastungsklarheit und -vorherseh-
barkeit auch auf Erschließungsbeiträge

erstreckt. Der Gesetzgeber muss die Mög-
lichkeit, Erschließungsbeiträge nach dem
Eintritt der Vorteilslage zu erheben, zeit-
lich begrenzen. Der Beitragspflichtige
muss in zumutbarer Zeit Klarheit darüber
gewinnen können, ob und in welchem
Umfang er Erschließungsbeiträge leisten
muss. Außerdem muss für ihn erkennbar
sein, zu welchem Zeitpunkt die Vorteils-
lage eintritt.
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WAS IST ZU TUN?

Das BVerfG hat den rheinland-pfälzi-
schen Gesetzgeber verpflichtet, bis zum
31. Juli 2022 eine verfassungsmäßige
Regelung zu treffen. Wie die notwendige
zeitlicheObergrenze konkret zubemessen
ist, überlässt das Gericht dem Gesetzge-
ber. Die in einigen Bundesländern
gewählten Fristlängen von zehn bis 20
Jahren dürften dabei als Orientierung die-
nen. In anderen Ländern gibt es dagegen,

wie bislang in Rheinland-Pfalz, keine aus-
drückliche Regelung. Hier sollten poten-
ziell Beitragspflichtige die kommunalen
Abgabengesetze mit Blick auf die verfas-
sungsgerichtlichen Erwägungen genau
prüfen. Das gilt nicht nur im Fall der Erhe-
bung von Erschließungsbeiträgen, son-
dern bei jeglichen Abgaben zum Vorteils-
ausgleich. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek

Quelle: Heuking

Vergaberecht. Bei einer Ausschreibung über
Dienstleistungen kann der Auftraggeber
Konzepte fordern und diese nach
Schulnoten bewerten. Aus den
Vergabeunterlagen muss aber klar werden,
worauf der Auftraggeber Wert legt.

VK Bund, Beschluss vom 4. April 2022,
Az. VK 2-24/22

Im Konzeptwettbewerb darf mit
Schulnoten gewertet werden
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DER FALL

Bei einer Ausschreibung von Sicherheits-
dienstleistungen sollten Bieter Konzepte
einreichen, die Personalplanung, Perso-
nalgewinnung, die Qualitätssicherung,
Schulung und bereitgestellte Technik
betreffen. Auf jedes der Konzepte hat der
Auftraggeber Punkte gegeben. Punkte
erhielten die Bieter nach Schulnoten-
maßstäben, die der Auftraggeber in den
Vergabeunterlagen bekannt gegeben hat.
Ein unterlegener Bieter rügte dies als zu

unvorhersehbar und damit als intranspa-
rent. Dementsprechend seien die Wer-
tungstexte nicht aussagekräftig genug. Die
Vergabekammer gab dem Auftraggeber
Recht. Der Schulnotenmaßstab ist nicht
zu beanstanden und die Bewertungstexte
ausreichend aussagekräftig. Insbesondere
lobte die Kammer den gewählten verglei-
chenden Maßstab des Auftraggebers: Es
ist geboten, dass die Angebote der Bieter
zueinander ins Verhältnis gesetzt werden.
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DIE FOLGEN

Die Entscheidung liegt auf der Linie der
bisherigen Rechtsprechung: Bei Aus-
schreibungen mit Konzeptanforderungen
kann der Auftraggeber nach Schulnoten
wertenundmuss dieAnforderungennicht
im Einzelnen spezifizieren. Er muss nur
in der Leistungsbeschreibung mitteilen,
worauf es ihm ankommt. Die Leistung
wird an den konzeptionellen Ausführun-
gen der Bieter gemessen. Je besser die
Unternehmen also ihre Prozesse be-

schreiben, umsomehr geht der Auftragge-
ber davon aus, dass die Qualität stimmt.
Diese Wertungsart ist anhand der Aus-
schreibungen für Kreativleistungen, also
z.B. Architektenleistungen, entwickelt
worden und wird nun auf andere Dienst-
leistungen übertragen. Bedeutsam ist
auch, dass die Kammer eine verglei-
chende Bewertung der Angebotskonzepte
für zulässig und sogar für geboten hält.
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WAS IST ZU TUN?

Auftraggeber bewegen sich mittlerweile
auch bei klassischenDienstleistungenwie
der Bewachung oder Reinigung von
Immobilien auf sicherem Grund, wenn
sie die Angebote auf der Grundlage eines
Preis-Leistungs-Verhältnisses werten und
die Leistung an den vorgelegten Kon-
zepten messen. Mit den Konzeptinhalten
ist zwar nur ein Qualitätsversprechen und
keinQualitätsnachweis verbunden.Dadie
Leistungsqualität bei Dienstleistungen
jedoch grundsätzlich nur nach der

Durchführung beurteilt werden kann,
bleibt dem Auftraggeber tatsächlich bloß
die Prognose aufgrund der vorgelegten
Konzepte. Für Dienstleister bedeutet dies,
dass sie im Bereich der Beschreibung ihrer
Vorgehensweisen „aufrüsten“ müssen. Es
genügt nicht mehr, zufriedene Kunden zu
haben. Öffentliche Aufträge gewinnt nur
derjenige, der seine Anforderungen an die
Qualität auch anschaulich beschreiben
kann. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling

von Rotthege

Mietrecht. Nimmt ein Mietvertrag wegen
Umbaumaßnahmen, die der Vermieter
durchführt, auf einen Bauantrag Bezug,
müssen ihm alle Planzeichnungen und
Baubeschreibungen beigefügt werden.

OLG Brandenburg, Urteil vom 25. Januar 2022,
Az. 3 U 25/21

Pläne für Baumaßnahmen
gehören zum Mietvertrag
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DER FALL

Die Parteien schließen einen langfristigen
Mietvertrag über Räumlichkeiten in
einem Schloss zur Unterbringung von
Asylsuchenden. Hierfür muss die Mietsa-
che noch vom Vermieter umfangreich
aus- bzw. umgebaut und eine Baugeneh-
migung eingeholt werden. Hinsichtlich
des Umfangs der Baumaßnahmen ver-
weist der Mietvertrag auf einen als Anlage
beigefügten vierseitigen Bauantrag, der

zwei Ansichten der Fassade und zwei
Grundrisszeichnungen enthält. Die Pläne
zum Bauantrag sowie eine Baubeschrei-
bung werden nicht beigefügt. Noch vor
der Übergabe entsteht Streit über die ver-
tragsgerechte Fertigstellung der Miet-
sache. Dies nimmt derMieter zumAnlass,
den Mietvertrag ordentlich wegen eines
Schriftformverstoßes zu kündigen. Ist die
Kündigung wirksam?
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DIE FOLGEN

Ja! Der Mieter konnte das Mietverhältnis
wegen eines Schriftformverstoßes wirk-
sam kündigen (§§ 550, 578 Abs. 1, 2 BGB).
Das Schriftformerfordernis ist nämlich
nur dann gewahrt, wenn sich die für
den Mietvertragsabschluss notwendigen
wesentlichen Vertragsbedingungen, ins-
besondere der Mietgegenstand, die Miete
sowie die Dauer, aus einer von beiden
Parteien unterzeichneten Urkunde erge-
ben. Werden im Vertrag Vereinbarungen
zu Um- und Ausbauarbeiten getroffen
und dazu, wer diese vorzunehmen und
wer die Kosten zu tragen hat, kommt auch
solchen Abreden wesentliche Bedeutung
zu. Das Schriftformerfordernis ist hier
nicht gewahrt, da die vom Vermieter

geschuldeten Baumaßnahmen im Miet-
vertrag nicht ausreichend bezeichnet sind
und dieMietsache deswegen nicht hinrei-
chend bestimmbar ist. Aus dem beigefüg-
ten Bauantrag lassen sich Art und Umfang
nicht einmal ansatzweise entnehmen.
Erforderlich wäre vielmehr eine Bezug-
nahme auf die übrigen Pläne und die dem
Bauantrag zugehörige Baubeschreibung
gewesen. Der Schriftformverstoß entfällt
auch deshalb nicht, weil die Baumaßnah-
men im unmittelbaren zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Mietvertragsabschluss
durchgeführt werden sollten. Denn auch
dann steht nicht ohne weiteres fest, dass
diese Abreden einen potenziellen Grund-
stückserwerber nicht betreffen.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Gestaltung von Gewerbemietver-
trägen ist immer sicherzustellen, dass
die Mietsache einschließlich vermieteter
Stellplätze undKellerräume etc. ganz kon-
kret dokumentiert wird, beispielsweise
durch beizufügende Grundrisspläne oder
ähnlichem. Dies gilt auch dann, wenn das

Mietobjekt erst noch hergestellt werden
muss. In einem solchen Fall sind die Bau-
maßnahmen über Pläne und eine Baube-
schreibung zu konkretisieren.Nur so kann
ein etwaiger Schriftformverstoß vermie-
den werden. (redigiert von Anja Hall)
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